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KURZ KOMMENTIERT

Transfersystem

Besser als sein Ruf

In letzter Zeit wurde die Kritik an der Ausdehnung des 
Staatssektors, insbesondere im sozialen Bereich, im
mer heftiger. Die Kritiker vertraten u. a. die Meinung, 
daß das unübersichtliche System von Abgaben und 
Transferzahlungen lediglich dazu führe, daß auf dem 
Umweg über den Staat eine Umverteilung von der lin
ken in die rechte Tasche des Bürgers stattfinde.

Dieser Ansicht widerspricht nun die Transfer-Enque- 
te-Kommission, die nach vierjähriger Arbeit kürzlich ih
ren Abschlußbericht vorlegte. Die Kommission kommt 
darin zu dem Ergebnis, daß die Verteilung der verfüg
baren Einkommen gleichmäßiger als die der Bruttoein
kommen ist. Wird dies als Hauptzweck des Transfersy
stems angesehen, so ist der Kommission zuzustim
men, wenn sie das Gesamturteil fällt, daß das Vertei
lungssystem in der Bundesrepublik insgesamt in Ord
nung sei und seinen Zweck erfülle. Die Experten wei
sen aber auch auf die Grenzen des Systems hin, die so
wohl auf der Leistungs- als auch auf der Belastungssei
te bestehen. Zum einen kann der Staat den Bürgern 
nicht alle wirtschaftlichen und sozialen Risiken abneh
men, und zum anderen werden bei den bereits sehr ho
hen Belastungen mit Steuern und Sozialabgaben zu
sätzliche Belastungen nur noch schwer akzeptiert.

Angesichts dieser hohen Belastung muß jedoch die 
Frage gestellt werden, ob der Zweck des Transfersy
stems tatsächlich auch ökonomisch, d. h. mit einem 
möglichst geringen Aufwand, erreicht wird. Es rhuß -  
trotz des alles in allem befriedigenden Ergebnisses -  
nachdenklich stimmen und zu Zweifeln an der Rationa
lität des Systems führen, wenn die Kommission fest
stellt, daß der einzelne Bürger heute keinen Überblick 
mehr über das Leistungssystem hat. wei

Bundeshaushalt ’82

Finanzpolitische Kurskorrel<tur?

M it dem Bundeshaushalt 1982 soll die entscheidende 
finanzpolitische Kurskorrektur erfolgen, zu der bisher 
trotz aller Absichtserklärungen die politische Kraft ge
fehlt hat. Bundesfinanzminister Matthöfer will an der in 
der mittelfristigen Finanzplanung für 1982 vorgesehe
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nen Neuverschuldung von 26 Mrd. DM festhalten, 
nachdem in diesem Jahr die Nettokreditaufnahme mit 
rund 34 Mrd. DM gegenüber der ursprünglichen Pla
nung bereits um über 6 Mrd. DM überzogen wurde.

Dies ist eine ausgesprochen ehrgeizige Zielsetzung, 
deren Ausmaß erst dann deutlich wird, wenn man die 
der mittelfristigen Finanzplanung für 1982 zugrunde ge
legten gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten mit den 
jetzigen Vorstellungen über die Konjunktur 1982 ver
gleicht. Damals wurde ein reales Wirtschaftswachstum 
von 4 % für möglich gehalten, heute erscheint sogar die 
amtliche Projektion von 2-2Va % noch als ehrgeizig. Es 
stellt sich die Frage, ob man das Ziel der Konsolidierung 
an einem Referenzsystem messen sollte, das zur heuti
gen gesamtwirtschaftlichen Situation keinerlei Bezug 
mehr hat.

Für 1982 werden jetzt Mehrausgaben von 17 Mrd. 
DM gegenüber den Ansätzen der mittelfristigen Finanz
planung genannt, während die Steuereinnahmen -  
nach den Ergebnissen der letzten Steuerschätzung -  
um 5 Mrd. DM unter den Annahmen bleiben werden. 
Die Begrenzung der Neuverschuldung auf 26 Mrd. DM 
kann nur dann erreicht werden, wenn der hinsichtlich 
seiner Höhe wohl einmalige Bundesbankgewinn von 10 
Mrd. DM voll einbezogen wird und darüber hinaus die 
Ausgaben um 12 Mrd. DM gekürzt und damit auf 240 
Mrd. DM begrenzt werden. Bei einem solchen Kraftakt 
läge die Zuwachsrate der Ausgaben gegenüber dem 
laufenden Etat mit nur 3,8 % deutlich unter der ange
nommenen Wachstumsrate des nominalen Sozialpro
dukts von 6 %. Der Bund hätte damit einen ersten 
Schritt zur mittelfristigen Konsolidierung geleistet, sc

Energiepolitik

Energie und Umwelt

In dem jetzt der Presse vorgestellten Gutachten über 
,,Energie und Umwelt“ kommt der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen beim Bundesinnenministerium zum 
Ergebnis, daß sich weder Kernenergie noch Kohle zur 
massiven Ausdehnung des Energieangebots in der 
Bundesrepublik eignen. Anstelle einer immer stärkeren 
Ausweitung der herkömmlichen Energiequellen fordert 
der Rat verstärkte Maßnahmen zur rationellen Energie
nutzung, um die Umweltbelastungen und -gefährdun- 
gen durch die genannten Energieträger einzudämmen.
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Bemerkenswert an dem Gutachten ist, daß es eine 
eingehende Analyse der energiewirtschaftlichen, tech
nischen, medizinischen, ökonomischen und siedlungs
strukturellen Zusammenhänge bietet, die es erlaubt, 
die Konsequenzen unterschiedlicher energiepolitischer 
Strategien besser abzuschätzen. In seiner Differen
ziertheit unterscheidet sich die Arbeit von etlichen ver
allgemeinernden Veröffentlichungen der letzten Jahre. 
So nimmt der Rat beispielsweise eine saubere Tren
nung zwischen den oft pauschal behandelten Risiken 
von Kernkraft- und Kohlekraftwerken vor und stellt klar, 
daß es zu den Risiken großer Unfälle, der Wiederaufbe
reitung und der Endlagerung im Kernenergiebereich bei 
der Kohle keine Parallele gibt.

Die Bundesregierung und auch der deutsche Stein
kohlenbergbau haben den Gutachtern bescheinigt, daß 
sie einen wichtigen Beitrag zur energiepolitischen Dis
kussion geliefert haben. Es ist zu hoffen, daß sich die 
Schlußfolgerungen des Gutachtens, die einer interes
sierten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden soll
ten, in der entstehenden 3. Fortschreibung des Ener
gieprogramms niederschlagen und die Energieeinspa
rung konsequenter als bisher in den IVlittelpunkt der 
deutschen Energiepolitik rückt. Einen Katalog mögli
cher [Vlaßnahmen hat die Kernenergie-Enquete-Kom- 
mission des Bundestages bereits vor einem Jahr vorge
legt. ma

EG-Stahlmarkt

Unbefriedigender Kompromiß

Nach zähen Verhandlungen einigten sich am 25. Juni 
die für die Industriepolitik zuständigen IVlinister der EG 
auf einen Kompromiß, durch den die europäische 
Stahlindustrie aus der seit 1975 bestehenden Krise her
ausgeführt werden soll. Skepsis ist allerdings ange
bracht, ob die gewählten Maßnahmen in die richtige 
Richtung wirken. So ist die Beibehaltung des dirigisti
schen Ansatzes, durch den u. a. Produktions- und Lie
ferquoten für etwa zwei Drittel der EG-Stahlprodukte 
festgelegt werden, kaum geeignet, den notwendigen 
Anpassungsprozeß in der Stahlindustrie zu bewirken.

Eher schon ist der verabschiedete Subventionsko
dex zu begrüßen. Bis Ende 1985 soll Schluß sein mit 
dem nationalen Beihilfe-Unwesen, wobei bis dahin für 
die einzelnen Subventionen unterschiedliche Regelun
gen gelten. Die Bundesrepublik, deren nicht-subventio- 
nierte Stahlindustrie unter dem Druck der zum Teil hoch 
alimentierten ausländischen Konkurrenz steht, konnte 
sich mit ihrer Forderung nach einem rascheren Beihil-
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fen-Abbau nicht durchsetzen. Angesichts der langen 
Fristen für das Auslaufen der nationalen Subventionen 
besteht damit die Gefahr eines zunehmenden Protek
tionismus. Die Grenzabgaben auf Stahllieferungen aus 
subventionierenden Gemeinschaftsländern in die Bun
desrepublik sind nicht vom Tisch. Zudem hat man sich 
durch eine auf französischen Wunsch aufgenommene 
Ausnahmeklausel prinzipiell die Möglichkeit für weitere 
Subventionen auch nach 1985 offengelassen. Ange
sichts der bisher geringen Bereitschaft einiger EG-Län
der, sich an die Spielregeln des Wettbewerbs zu halten, 
darf man die Chancen für eine Krisenbewältigung in der 
europäischen Stahlindustrie nicht in einem allzu rosi
gen Licht sehen. kr

Franc

Rufie vor dem Sturm?

W e r nach dem Wahltriumph Mitterrands eine schnelle 
Franc-Abwertung erwartet hatte, der irrte sich. Dabei 
wäre nichts verständlicher gewesen als eine rasche 
Neubewertung. Denn bereits vor den Wahlen galt eine 
Wechselkurskorrektur als unvermeidlich, weil die Wett
bewerbsfähigkeit der französischen Wirtschaft preisbe
dingt laufend abgenommen hat. Zudem trat der Sieger 
mit dem Image an, er würde die Arbeitslosigkeit auch 
um den Preis steigender Inflationsraten kurieren wol
len. Kommunisten in der Regierung und Mitterrands 
weitgehende Reformpläne waren ebenso wenig geeig
net, das Vertrauen internationaler Kapitalanleger zu ge
winnen. Der Druck auf den Franc konnte somit nur noch 
durch Kapital Verkehrskontrollen, Interventionen am 
Devisenmarkt und exorbitant hohe Zinsen aufgefangen 
werden.

Diese Restriktionspolitik beizubehalten, wäre allein 
geeignet, die französische Valuta auch mittelfristig zu 
stabilisieren, senkt sie doch die hohe Inflationsrate und 
hält -  wegen der hohen Zinsen -  das Kapital im Lande. 
Eine solche Therapie müßte aber mit einer Stabilisie
rungsrezession und steigender Arbeitslosigkeit bezahlt 
werden -  ein Konzept, von dem enwartet werden muß
te, daß es gerade Mitterrand nicht durchhalten würde. 
Deshalb verwundert es nicht, daß die französische No
tenbank bereits wieder die monetären Bremsen locker
te. Würde Mitterrand gar versuchen, seine Reformplä
ne durch die Notenpresse zu finanzieren, würden die in
flationsbedingten Zentrifugalkräfte im EWS verstärkt. 
Letztlich würde er damit den Franc aus dem EWS her
aussprengen und Mißtrauen in das Fortbestehen des 
(Rest-)EWS erzeugen. Dies könnte leicht eine Ketten
reaktion zur Folge haben. Die gegenwärtige Ruhe wäre 
dann die vor dem Sturm. gm
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